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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE 93/23/EWG DES RATES

vom 1 . Juni 1993

betreffend die statistischen Erhebungen über die Schweineerzeugung

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Während die Datensammlung und die Datenaufbereitung
sowie die Organisation der Erhebung auf nationaler Ebene
in der Zuständigkeit der statistischen Dienste der Mitglied­
staaten verbleiben sollten , hat die Kommission die Koordi­
nation und Harmonisierung statistischer Information auf
europäischer Ebene sicherzustellen und für die harmonisier­
ten Methoden zu sorgen, die zur Durchführung der
Gemeinschaftspolitiken notwendig sind.

Um die Durchführung dieser Richtlinie zu erleichtern , ist
weiterhin eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedstaaten und der Kommission erforderlich , die über den
durch den Beschluß 72 / 279/EWG (4) eingesetzten Ständi­
gen Agrarstatistischen Ausschuß erfolgen sollte —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43 ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Richtlinie 76 /630 /EWG des Rates vom 20. Juli 1976
betreffend die Erhebungen der Mitgliedstaaten über die
Schweineerzeugung ( 3 ) wurde mehrfach geändert . Anläß­
lich neuerlicher Änderungen ist im Interesse der Klarheit
eine Neufassung angebracht.

Es empfiehlt sich , die Möglichkeit vorzusehen, daß jene
Mitgliedstaaten, deren Schweinebestand nur einen geringen
Prozentsatz des Gesamtbestandes der Gemeinschaft aus­
macht , die Anzahl der jährlich durchzuführenden Erhebun­
gen herabsetzen .

Um eine einwandfreie Verwaltung der gemeinsamen Land­
wirtschaftspolitik — insbesondere des Schweinefleisch­
marktes — sicherzustellen, müssen der Kommission regel­
mäßig Daten über die Entwicklung des Schweinebestandes
und der Schweinefleischerzeugung sowie über die voraus­
sichtliche Entwicklung dieser Erzeugung zur Verfügung
stehen .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

ABSCHNITT I

ERHEBUNGEN ÜBER DEN SCHWEINEBESTAND

A. Nationale Ebene

Häufigkeit — Erhebungsbereich

Artikel 1

( 1 ) Die Mitgliedstaaten führen jedes Jahr an einem der
ersten Tage im April , August und Dezember statistische
Erhebungen über den Schweinebestand in ihrem Hoheitsge­
biet durch .

( 1 ) ABl . Nr. C 18 vom 23 . 1 . 1993 , S. 12 .
(2 ) ABl . Nr. C 115 vom 26. 4. 1993 .
( 3 ) ABl . Nr. L 223 vom 16 . 8 . 1976 , S. 4. Richdinie zuletzt

geändert durch die Verordnung (EWG ) Nr. 1057 / 91 (ABl. Nr.
L 107 vom 27 . 4 . 1991 , S. 11 ). (4 ) ABl . Nr. L 179 vom 7 . 8 . 1972 , S. 1 .
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b ) gedeckte Sauen, darunter:
b 1 . Sauen, die zum ersten Mal gedeckt wur­

den,
c) andere Sauen, darunter:

c 1 . noch nicht gedeckte Jungsauen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Kategorien können nach
dem Verfahren des Artikels 17 geändert werden.

(3 ) Die Kategorien werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 17 definiert.

(2) Den Mitgliedstaaten kann auf Antrag gestattet wer­
den, die Erhebungen für April und August in ausgewählten
Regionen durchzufuhren, sofern dabei mindestens 70 v. H.
ihres Schweinebestandes erfaßt werden.

Mitgliedstaaten , deren Schweinebestand weniger als 3 Mil­
lionen Tiere beträgt, kann auf Antrag gestattet werden, auf
die Erhebungen im April und August vollständig zu ver­
zichten.

Den Mitgliedstaaten kann auf Antrag gestattet werden,
Verwaltungsquellen anstelle der statistischen Erhebungen
nach Absatz 1 zu verwenden.

(3 ) Über die in Absatz 2 genannten Anträge entscheidet
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 17 .

Genauigkeit der Erhebungen

Artikel 4

( 1 ) Die in Artikel 1 genannten Erhebungen werden als
Vollerhebungen oder als repräsentative Stichprobenerhe­
bungen durchgeführt.

(2 ) Hinsichtlich der Ergebnisse der in Artikel 2 Absatz 2
genannten Erhebungen dürfen die Stichprobenfehler in den
einzelnen Mitgliedstaaten für die Gesamtzahl der Schweine
2 v . H. nicht überschreiten ; dieser Vomhundertsatz ent­
spricht einem Vertrauensbereich von 68 v. H.

(3 ) Zusätzlich zu den Maßnahmen in bezug auf die Stich­
probengrundlage und die in Artikel 2 Absatz 3 vorgesehe­
nen zusätzlichen Schätzungen treffen die Mitgliedstaaten
die Maßnahmen, die sie für geeignet halten, damit die
Qualität der Erhebungsergebnisse erhalten bleibt.

Artikel 2

( 1 ) Schweine im Sinne dieser Richtlinie sind Hausschwei­
ne.

(2 ) Die in Artikel 1 genannten Erhebungen erstrecken sich
auf alle Schweine, die in landwirtschaftlichen Betrieben,
wie sie von der Kommission nach dem Verfahren des
Artikels 17 definiert werden, gehalten werden. In den
Erhebungen müssen so viele Betriebe berücksichtigt wer­
den, daß zusammen mindestens 95 v. H. des in der letzten
Erhebung über die Struktur der landwirtschaftlichen Betrie­
be festgestellten Schweinebestandes aller obengenannten
Betriebe erfaßt sind.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten ergänzen soweit wie möglich die
Ergebnisse der in Absatz 2 genannten Erhebungen durch
eine Schätzung des Schweinebestandes , der von diesen
Erhebungen nicht erfaßt wurde. Übermittlungsfristen

Artikel 5

( 1 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
vorläufigen Ergebnisse der Erhebungen und die zusätzli­
chen Schätzungen

— für die Erhebung des Monats April vor dem 15 . Juni
desselben Jahres;

— für die Erhebung des Monats August vor dem 15 .
Oktober desselben Jahres ;

— für die Erhebung des Monats Dezember vor dem 15 .
Februar des folgenden Jahres.

(2 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
Ergebnisse der Erhebungen nach Artikel 4 Absatz 2 und die
zusätzlichen Schätzungen

— für die Erhebung des Monats April vor dem 1 . August
desselben Jahres;

— für die Erhebung des Monats August vor dem 1 .
Dezember desselben Jahres ;

— für die Erhebung des Monats Dezember vor dem 1 .
April des folgenden Jahres .

Aufschlüsselung nach Kategorien

Artikel 3

( 1 ) In den in Artikel 1 genannten Erhebungen soll der
Schweinebestand mindestens nach folgenden Kategorien
aufgeschlüsselt werden:

A. Ferkel mit einem Lebendgewicht von weniger als 20
kg.

B. Schweine mit einem Lebendgewicht von 20 kg bis unter
50 kg .

C. Mastschweine, einschließlich ausgemerzte Eber und
ausgemerzte Sauen mit einem Lebendgewicht:
a ) von 50 kg bis unter 80 kg,
b ) von 80 kg bis unter 110 kg,
c) von 110 kg und darüber.

D. Zuchtschweine mit einem Lebendgewicht von 50 kg
und darüber :

a ) Eber,
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B. Regionale Ebene

Gebiete

Artikel 6

( 1 ) Die endgültigen Ergebnisse der Erhebung im Dezem­
ber werden für jedes der Gebiete , wie sie nach dem
Verfahren des Artikels 17 definiert werden, ermittelt .

(2) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti­
kels 17 den Mitgliedstaaten auf Antrag gestatten, die in
Absatz 1 vorgeschriebene regionale Aufschlüsselung für die
endgültigen Ergebnisse der Erhebung im April oder August
vorzunehmen.

(3 ) Die in Absatz 1 genannten Gebiete können nach dem
Verfahren des Artikels 17 geändert werden.

ABSCHNITT II

SCHLACHTUNGSSTATISTIK

Artikel 10

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erstellen monatliche Statistiken
über die Anzahl und das Schlachtgewicht der in den
Schlachtstätten ihres Hoheitsgebiets geschlachteten Schwei­
ne , deren Fleisch als für den menschlichen Verzehr geeignet
befunden wird .

Sie fügen gegebenenfalls eine Schätzung über die Schlach­
tungen, die in den Aufstellungen nicht berücksichtigt wer­
den , hinzu, so daß die Daten sämtliche Schlachtungen in
ihrem Hoheitsgebiet erfassen .

(2 ) Die Statistiken nach Absatz 1 sind für folgende Kate­
gorie zu erstellen :

A. Schweine, insgesamt .

(3 ) Das in Absatz 1 genannte Schlachtgewicht und die in
Absatz 2 genannte Kategorie werden nach dem Verfahren
des Artikels 17 definiert .

Übermittlungsfrist

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in
Artikel 6 genannten Angaben vor dem 15 . Mai des Jahres,
das auf den Bezugsmonat folgt . Übermittlungsfrist

Artikel 1 1

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
Ergebnisse der in Artikel 10 Absatz 1 genannten Statistiken
binnen zwei Monaten nach dem Bezugsmonat.

C. Aufschlüsselung nach der Größe
der Bestände

Größenklassen

Artikel 8

( 1 ) In den ungeraden Jahren schlüsseln die Mitgliedstaaten
auf nationaler Ebene die endgültigen Ergebnisse der
Bestandserhebungen vom Dezember nach den Bestandsgrö­
ßenklassen auf, wie sie nach dem Verfahren des Artikels 17
definiert werden .

(2) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti­
kels 17 den Mitgliedstaaten auf Antrag gestatten, die in
Absatz 1 vorgeschriebene Aufschlüsselung nach Bestands­
größenklassen für die endgültigen Ergebnisse der geraden
Jahre und/oder für die Ergebnisse eines festen Monats im
Jahr vorzunehmen .

(3 ) Die in Absatz 1 genannten Bestandsgrößenklassen
können nach dem Verfahren des Artikels 17 geändert
werden.

ABSCHNITT III

VORAUSSCHÄTZUNG DER ERZEUGUNG

Artikel 12

( 1 ) Die Mitgliedstaaten stellen auf der Grundlage der
Erhebungsergebnisse und anderer zur Verfügung stehender
Angaben für jedes Kalendervierteljahr Vorausschätzungen
über das Angebot an Schweinen an .

Dieses Angebot wird als Bruttoinlandserzeugung ausge­
drückt, die sämtliche geschlachteten Schweine zuzüglich
des Saldos des innergemeinschaftlichen Handels mit
Lebendschweinen und des Saldos des Außenhandels mit
Lebendschweinen umfaßt.

(2 ) Die Vorausschätzungen nach Absatz 1 sind für folgen­
de Kategorie zu erstellen:

A. Schweine, insgesant .

(3 ) Die in Absatz 1 gegebene Definition des Angebots
kann nach dem Verfahren des Artikels 17 geändert wer­
den .

Übermittlungsfrist

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in
Artikel 8 genannten Angaben vor dem 15 . Mai des Jahres ,
das auf den Bezugsmonat folgt .
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Übermittlungsfristen

Artikel 13

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die Vor­
ausschätzungen nach Artikel 12 Absatz 1 zu folgenden
Terminen und für folgende Quartale:
a) vor dem 15 . Februar: Vorausschätzungen bis zum

3 . Quartal des laufenden Jahres einschließlich;
b ) vor dem 15 . Juni: Vorausschätzungen bis zum 1 . Quar­

tal des folgenden Jahres einschließlich ;
c) vor dem 15 . Oktober: Vorausschätzungen bis zum

2 . Quartal des folgenden Jahres einschließlich .

sen von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines
Mitgliedstaats.

( 2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen . Der
Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist,
die der Vorsitzende entsprechend der Dringlichkeit der
Frage festsetzen kann, Stellung . Die Stellungnahme kommt
mit einer Mehrheit von vierundfünfzig Stimmen zustande,
wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 148
Absatz 2 des Vertrages gewogen werden. Der Vorsitzende
nimmt an der Abstimmung nicht teil .

( 3 ) a ) Die Kommission trifft die in Aussicht genommenen
Maßnahmen, wenn sie der Stellungnahme des
Auschusses entsprechen .

b ) Entsprechen die in Aussicht genommenen Maßnah­
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses oder
ist keine Stellungnahme ergangen, so schlägt die
Kommission dem Rat unverzüglich die zu treffen­
den Maßnahmen vor . Der Rat beschließt mit quali­
fizierter Mehrheit .
Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag übermittelt
worden ist , keinen Beschluß gefaßt, so werden die
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission
erlassen.

Artikel 18

( 1 ) Die Richtlinie 76/ 630/EWG wird mit Wirkung vom
1 . Januar 1994 aufgehoben.

( 2) Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als
Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie.

Artikel 19

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie vor dem
1 . Januar 1994 nachzukommen.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme.

Artikel 20

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

ABSCHNITT IV

ALLGEMEINES

Artikel 14

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in den
Artikeln 5 , 7 , 9 , 11 und 13 genannten Angaben nach
Maßgabe der Verordnung (Euratom , EWG) Nr. 1588 /90
des Rates vom 11 . Juni 1990 über die Übermittlung von
unter die Geheimhaltungspflicht fallenden Informationen
an das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf­
ten ( 1 ).

Artikel IS

Die Kommission untersucht in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten
a) die gelieferten Ergebnisse ;
b) die technischen Probleme, die sich vor allem bei der

Vorbereitung und der Durchführung der Erhebungen
und der Vorausschätzungen stellen;

c) die Zuverlässigkeit der Ergebnisse der Erhebungen und
der Vorausschätzungen.

Artikel 16

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jede Änderung
hinsichtlich der Methodik sowie jede sonstige Änderung
mit , die die Ergebnisse der Statistiken beträchtlich beein­
flussen könnte. Dies geschieht spätestens drei Monate nach
Inkraftsetzung der betreffenden Änderung. Die Kommis­
sion unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten in den ent­
sprechenden Arbeitsgruppen über diese Mitteilungen.

Artilel 1 7

( 1 ) Wird auf das Verfahren dieses Artikels Bezug genom­
men, so befaßt der Vorsitzende des Ständigen Agrarstatisti­
schen Ausschusses (nachstehend „Ausschuß" genannt) die­

Geschehen zu Luxemburg am 1 . Juni 1993 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. ANDERSEN

(M ABl . Nr. L 151 vom 15 . 6 . 1990 , S. 1 .
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RICHTLINIE 93 /24 /EWG DES RATES

vom 1 . Juni 1993

betreffend die statistischen Erhebungen über die Rindererzeugung

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Um die Durchführung dieser Richtlinie zu erleichtern, ist
weiterhin eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedstaaten und der Kommission erforderlich , die über den
durch den Beschluß 72/279 /EWG (5 ) eingesetzten Ständi­
gen Agrarstatistischen Ausschuß erfolgen sollte —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

ABSCHNITT I

ERHEBUNGEN ÜBER DEN RINDERBESTAND

A. Nationale Ebene

Häufigkeit — Erhebungsbereich

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43 ,'

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Richtlinie 73 / 132 /EWG des Rates vom 15 . Mai 1973
betreffend die statistischen Erhebungen über den Rinderbe­
stand, die Vorausschätzungen über den Schlachtrinderan­
fall und Statistiken über die Schlachtung von Rindern, die
von den Mitgliedstaaten durchzuführen sind (3 ) und die
Richdinie 78 / 53 /EWG des Rates vom 19 . Dezember 1977
zur Festlegung ergänzender Bestimmungen zu den von den
Mitgliedstaaten durchzuführenden statistischen Erhebun­
gen über den Rinderbestand ( 4) wurden mehrfach geändert .
Anläßlich neuerlicher Änderungen ist im Interesse der Klar­
heit eine Neufassung angebracht .

Es empfiehlt sich , daß jene Mitgliedstaaten, deren Rinder­
bestand nur einen geringen Prozentsatz des Gesamtbestan­
des der Gemeinschaft ausmacht , die Anzahl der jährlich
durchzuführenden Erhebungen herabsetzen .

Um eine einwandfreie Verwaltung der gemeinsamen Land­
wirtschaftspolitik — insbesondere des Rindfleischmarktes
— sicherzustellen , müssen der Kommission regelmäßig
Daten über die Entwicklung des Rinderbestandes und der
Rindfleischerzeugung sowie über die voraussichtliche Ent­
wicklung dieser Erzeugung zur Verfügung stehen.

Während die Datensammlung und die Datenaufbereitung
sowie die Organisation der Erhebung auf nationaler Ebene
in der Zuständigkeit der statistischen Dienste der Mitglied­
staaten verbleiben sollten , hat die Kommission die Koordi­
nation und Harmonisierung statistischer Information auf
europäischer Ebene sicherzustellen und für die harmonisier­
ten Methoden zu sorgen , die zur Durchführung der
Gemeinschaftspolitiken notwendig sind .

Artikel 1

( 1 ) Die Mitgliedstaaten führen jedes Jahr an einem Tag im
Mai oder Juni und einem Tag im Dezember statistische
Erhebungen über den Rinderbestand in ihrem Hoheitsge­
biet durch .

(2 ) Den Mitgliedstaaten kann auf Antrag gestattet wer­
den , die Erhebungen für Mai oder Juni in ausgewählten
Regionen durchzuführen, sofern dabei mindestens 70 v. H.
ihres Rinderbestandes erfaßt werden.

Mitgliedstaaten , deren Rinderbestand weniger als 1,5 Mil­
lionen Tiere beträgt, kann auf Antrag gestattet werden, auf
eine der beiden in Absatz 1 genannten Erhebungen voll­
ständig zu verzichten .

Den Mitgliedstaaten kann auf Antrag gestattet werden,
Verwaltungsquellen anstelle der statistischen Erhebungen
nach Absatz 1 zu verwenden.

(3 ) Über die in Absatz 2 genannten Anträge entscheidet
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 17,
wobei die sich aus Artikel 6 ergebenden Verpflichtungen
berücksichtigt werden .

0 ) ABl. Nr. C 18 vom 23 . 1 . 1993 , S. 19 .
(2) ABl . Nr. C 115 vom 26 . 4 . 1993 .
(3 ) ABl . Nr. L 153 vom 9 . 6 . 1973 , S. 25 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1057 / 91 (ABl . Nr.
L 107 vom 27. 4. 1991 , S. 11 ).

(4 ) ABl . Nr. L 16 vom 20. 1 . 1978 , S. 20 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 86 / 80/EWG (Abi . Nr. L 77 vom
22 . 3 . 1986 , S. 27). (5 ) Abi . Nr . L 179 vom 7. 8 . 1972, S. 1 .
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(3 ) Die Kategorien werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 17 definiert.

Artikel 2

( 1 ) Rinder im Sinne dieser Richtlinie sind Hausrinder,
Hausbüffel und „Beefalos".

(2 ) Die in Artikel 1 genannten Erhebungen erstrecken sich
auf alle Rinder, die in den landwirtschaftlichen Betrieben,
wie sie von der Kommission nach dem Verfahren des
Artikel 17 definiert werden, gehalten werden. In den Erhe­
bungen müssen so viele Betriebe berücksichtigt werden,
daß zusammen mindestens 95 v . H. des in der letzten
Erhebung über die Struktur der landwirtschaftlichen Betrie­
be festgestellten Rinderbestandes aller obengenannten
Betriebe erfaßt sind .

(3 ) Die Mitgliedstaaten ergänzen soweit wie möglich die
Ergebnisse der in Absatz 2 genannten Erhebungen durch
eine Schätzung des Rinderbestandes, der von diesen Erhe­
bungen nicht erfaßt wurde .

Genauigkeit der Erhebungen

Artikel 4

( 1 ) Die in Artikel 1 genannten Erhebungen werden als
Vollerhebungen oder als repräsentative Stichprobenerhe­
bungen durchgeführt .

(2) Hinsichtlich der Ergebnisse der in Artikel 2 Absatz 2
vorgesehenen Erhebungen dürfen die Stichprobenfehler in
den einzelnen Mitgliedstaaten für die Gesamtzahl der Rin­
der 1 v . H. und für die Gesamtzahl der Kühe 1,5 v . H.
nicht überschreiten; diese Vomhundertsätze entsprechen
einem Vertrauensbereich von 68 v . H.

(3 ) Zusätzlich zu den Maßnahmen in bezug auf die Stich­
probengrundlage und die in Artikel 2 Absatz 3 vorgesehe­
nen zusätzlichen Schätzungen treffen die Mitgliedstaaten
die Maßnahmen, die sie für geeignet halten, damit die
Qualität der Erhebungsergebnisse erhalten bleibt .

Übermittlungsfristen

Artikel 5

( 1 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
vorläufigen Ergebnisse der Erhebungen und die zusätzli­
chen Schätzungen

— für die Erhebung im Mai/Juni vor dem 30. September
desselben Jahres .

— für die Erhebung im Dezember vor dem 15 . Februar des
folgenden Jahres .

(2 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
Ergebnisse der Erhebungen nach Artikel 4 Absatz 2 und die
zusätzlichen Schätzungen

— für die Erhebung im Mai/Juni vor dem 15 . Oktober
desselben Jahres ;

— für die Erhebung im Dezember vor dem 1 . April des
folgenden Jahres .

Aufschlüsselung nach Kategorien

Artikel 3

( 1 ) In den in Artikel 1 genannten Erhebungen soll der
Rinderbestand mindestens nach folgenden Kategorien auf­
geschlüsselt werden:

A. Rinder von weniger als 1 Jahr :
a) Rinder, die als Kälber geschlachtet werden sollen,
b ) andere:

ba) männlich,
bb) weiblich .

B. Rinder von 1 bis unter 2 Jahren:
a ) männlich,
b ) weiblich :

ba) zum Schlachten,
bb) andere .

C. Rinder von 2 Jahren und darüber:
a ) männlich,
b ) weiblich :

ba) Färsen :
1 . zum Schlachten,
2 . andere,

bb) Kühe :
1 . Milchkühe,
2 . andere .

D. Büffel :

a) weibliche Zuchttiere ,
b ) andere Büffel .

(2) Die in Absatz 1 genannten Kategorien können nach
dem Verfahren des Artikels 17 geändert werden .

B. Regionale Ebene

Gebiete

Artikel 6

( 1 ) Die endgültigen Ergebnisse der Erhebimg im Dezem­
ber werden für jedes der Gebiete, wie sie nach dem
Verfahren des Artikels 17 definiert werden , ermittelt .
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Sie fügen gegebenenfalls eine Schätzung über die Schlach­
tungen , die in den Aufstellungen nicht berücksichtigt wer­
den, hinzu, so daß die Daten sämtliche Schlachtungen in
ihrem Hoheitsgebiet erfassen .

(2 ) Die Statistiken nach Absatz 1 sind für folgende Kate­
gorien zu erstellen :

A. Kälber ,

B. Färsen,

C. Kühe,

D. Bullen ,

E. Ochsen .

( 3 ) Das in Absatz 1 genannte Schlachtgewicht und die in
Absatz 2 genannten Kategorien werden nach dem Verfah­
ren des Artikels 17 definiert .

( 2) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti­
kels 17 den Mitgliedstaaten auf Antrag gestatten , die in
Absatz 1 vorgeschriebene regionale Aufschlüsselung für die
endgültigen Ergebnisse der Erhebung im Mai/Juni vorzu­
nehmen .

( 3 ) Die in Absatz 1 genannten Gebiete können nach dem
Verfahren des Artikels 17 geändert werden .

Übermittlungsfrist

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in
Artikel 6 genannten Angaben vor dem 15 . Mai des Jahres ,
das auf den Bezugsmonat folgt .

C. Aufschlüsselung nach der Größe
der Bestände

Größenklassen

Artikel 8

( 1 ) In den ungeraden Jahren schlüsseln die Mitgliedstaaten
auf nationaler Ebene die endgültigen Ergebnisse der
Bestandserhebungen vom Dezember nach den Bestandsgrö­
ßenklassen auf, wie sie nach dem Verfahren des Artikels 17
definiert werden .

( 2) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti­
kels 17 den Mitgliedstaaten auf Antrag gestatten , die in
Absatz 1 vorgeschriebene Aufschlüsselung nach Bestands­
größenklassen für die endgültigen Ergebnisse der geraden
Jahre und/oder für die Ergebnisse der Erhebung im Mai /
Juni vorzunehmen.

( 3 ) Die in Absatz 1 genannten Bestandsgrößenklassen
können nach dem Verfahren des Artikels 17 geändert
werden .

Übermittlungsfrist

Artikel 11

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
Ergebnisse der in Artikel 10 Absatz 1 genannten Statistiken
binnen zwei Monaten nach dem Bezugsmonat .

ABSCHNITT III

VORAUSSCHÄTZUNG DER ERZEUGUNG

Artikel 12

( 1 ) Die Mitgliedstaaten stellen auf der Grundlage der
Erhebungsergebnisse und anderer zur Verfügung stehender
Angaben für jedes Kalenderjahr Vorausschätzungen über
das Angebot an Rindern an.

Das Angebot wird als Bruttoinlandserzeugung ausgedrückt,
die sämtliche geschlachteten Rinder zuzüglich des Saldos
des innergemeinschaftlichen Handels mit Lebendrindern
und des Saldos des Außenhandels mit Lebendrindern
umfaßt .

(2 ) Die in Absatz 1 genannten Vorausschätzungen sind
nach folgender Aufschlüsselung zu erstellen :

A. Kälber,

B. Färsen ,

C. Kühe,

D. Bullen ,

E. Ochsen .

Übermittlungsfrist

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in
Artikel 8 genannten Angaben vor dem 15 . Mai des Jahres ,
das auf den Bezugsmonat folgt .

ABSCHNITT II

SCHLACHTUNGSSTATISTIK

Artikel 10

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erstellen monatliche Statistiken
über die Anzahl und das Schlachtgewicht der in den
Schlachtstätten ihres Hoheitsgebiets geschlachteten Rinder ,
deren Fleisch als für den menschlichen Verzehr geeignet
befunden wird .
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Inkraftsetzung der betreffenden Änderung. Die Kommis­
sion unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten in den ent­
sprechenden Arbeitsgruppen über diese Mitteilungen.

Diese Aufschlüsselung kann nach dem Verfahren des Arti­
kels 17 geändert werden .

(3 ) Die Definitionen des Angebots nach Absatz 1 und der
Kategorien nach Absatz 2 können nach dem Verfahren des
Artikels 17 geändert werden .

Übermittlungsfristen

Artikel 13

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die Vor­
ausschätzungen nach Artikel 12 Absatz 1 zu folgenden
Terminen und für folgende Halbjahre :

a) vor dem 15 . Februar : Vorausschätzungen bis zum
1 . Halbjahr des folgenden Jahres einschließlich;

b ) vor dem 1 . Oktober : Vorausschätzungen bis zum
2. Halbjahr des folgenden Jahres einschließlich .

Artikel 17

( 1 ) Wird auf das Verfahren dieses Artikels Bezug genom­
men, so befaßt der Vorsitzende des Ständigen Agrarstatisti­
schen Ausschusses ( nachstehend „Ausschuß" genannt) die­
sen von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines
Mitgliedstaats .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist,
die der Vorsitzende entsprechend der Dringlichkeit der
Frage festsetzen kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt
mit einer Mehrheit von vierundfünfzig Stimmen zustande,
wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 148
Absatz 2 des Vertrages gewogen werden . Der Vorsitzende
nimmt an der Abstimmung nicht teil .

(3 ) a) Die Kommission trifft die in Aussicht genommenen
Maßnahmen , wenn sie der Stellungnahme des Aus­
schusses entsprechen .

b ) Entsprechen die in Aussicht genommenen Maßnah­
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses oder
ist keine Stellungnahme ergangen, so schlägt die
Kommission dem Rat unverzüglich die zu treffen­
den Maßnahmen vor . Der Rat beschließt mit quali­
fizierter Mehrheit.

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag übermittelt
worden ist, keinen Beschluß gefaßt , so werden die
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission
erlassen .

ABSCHNITT IV

ALLGEMEINES

Artikel 14

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in den
Artikeln 5 , 7 , 9 , 11 und 13 genannten Angaben nach
Maßgabe der Verordnung (Euratom, EWG) Nr. 1588 /90
des Rates vom 11 . Juni 1990 über die Übermittlung von
unter die Geheimhaltungspflicht fallenden Informationen
an das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf­
ten ( 1 ).

Artikel 18

( 1 ) Die Richtlinien 73 / 1 32 /EWG und 78 /53 /EWG wer­
den. mit Wirkung vom 1 . Januar 1994 aufgehoben .

(2 ) Bezugnahmen auf die aufgehobenen Richtlinien gelten
als Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie.

Artikel 15

Die Kommission untersucht in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten

a) die gelieferten Ergebnisse;

b ) die technischen Probleme, die sich vor allem bei der
Vorbereitung und der Durchführung der Erhebungen
und der Vorausschätzungen stellen ;

c) die Zuverlässigkeit der Ergebnisse der Erhebungen und
der Vorausschätzungen.

Artikel 16

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jede Änderung
hinsichtlich der Methodik sowie jede Änderung mit, die die
Ergebnisse der Statistiken beträchtlich beeinflussen könnte .
Dies geschieht spätestens drei Monate nach

Artikel 19

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie vor dem
1 . Januar 1994 nachzukommen.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch(M ABl . Nr. L 151 vom 15 . 6 . 1990 , S. 1 .
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Geschehen zu Luxemburg am 1 . Juni 1993 .einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme.

Artikel 20
Im Namen des Rates

Der Präsident

J. ANDERSENDiese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .
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RICHTLINIE 93 /25/EWG DES RATES

vom 1 . Juni 1993

betreffend die statistischen Erhebungen über die Schaf- und Ziegenerzeugung

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 43 ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Richtlinie 82/ 177/EWG des Rates vom 22. März
1982 betreffend die von 'den Mitgliedstaaten durchzufüh­
renden statistischen Erhebungen über den Schaf- und Zie­
genbestand (3 ) wurde mehrfach geändert. Anläßlich neuer­
licher Änderungen ist im Interesse der Klarheit eine Neufas­
sung angebracht.

Es empfiehlt sich , die Möglichkeit vorzusehen, daß jene
Mitgliedstaaten , deren Ziegenbestand nur einen geringen
Prozentsatz des Gesamtbestandes der Gemeinschaft aus­
macht, die Anzahl der durchzuführenden Erhebungen her­
absetzen .

Es ist wichtig, die Entwicklung der Struktur der landwirt­
schaftlichen Betriebe in den Mitgliedstaaten zu verfolgen .

Um eine einwandfreie Verwaltung der gemeinsamen Land­
wirtschaftspolitik — insbesondere des Schaf- und Ziegen­
fleischmarktes — sicherzustellen , müssen der Kommission
regelmäßig Daten über die Entwicklung des Schaf- und
Ziegenbestandes und der Schaf- und Ziegenfleischerzeu­
gung sowie über die voraussichtliche Erzeugung zur Verfü­
gung stehen.

Während die Datensammlung und die Datenaufbereitung
sowie die Organisation der Erhebung auf nationaler Ebene
in der Zuständigkeit der statistischen Dienste der Mitglied­
staaten verbleiben sollten , hat die Kommission die Koordi­
nation und Harmonisierung statistischer Information auf
europäischer Ebene sicherzustellen und für die harmonisier­
ten Methodologien zu sorgen, die zur Durchführung der
Gemeinschaftspolitiken notwendig sind.

Um die Durchführung dieser Richtlinie zu erleichtern , ist
weiterhin eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedstaaten und der Kommission erforderlich, die über den
durch den Beschluß 72/279 /EWG ( 4 ) eingesetzten Ständi­
gen Agrarstatistischen Ausschuß erfolgen sollte —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

ABSCHNITT I

ERHEBUNGEN ÜBER DEN SCHAF- UND ZIEGENBE­
STAND

A. Nationale Ebene

Häufigkeit — Erhebungsbereich

Artikel 1

( 1 ) Die Mitgliedstaaten führen jedes Jahr an einem der
ersten Tage im Dezember eine statistische Erhebung über
den Schafbestand in ihrem Hoheitsgebiet durch .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten führen eine statistische Erhebung
über den Ziegenbestand durch , und zwar entweder in einer
gesonderten Erhebung oder in einer gemeinsamen Erhe­
bung über den Schaf- und Ziegenbestand:
a ) jedes Jahr für einen der ersten Tag im Dezember, wenn

ihr Ziegenbestand 500 000 Tiere oder mehr beträgt;
b ) mindestens alle fünf Jahre, wenn ihr Ziegenbestand

weniger als 500 000 Tiere beträgt .

( 3 ) Den Mitgliedstaaten kann auf Antrag gestattet wer­
den, Verwaltungsquellen anstelle der statistischen Erhe­
bungen nach den Absätzen 1 und 2 zu verwenden.

(4) Über die in Absatz 3 genannten Anträge entscheidet
die Kommission nach dem Verfahren des Artikel 20 .

Artikel 2

( 1 ) Schafe im Sinne dieser Richtlinie sind Hausschafe;
Ziegen im Sinne dieser Richtlinie sind Hausziegen .

(2) Die in Artikel 1 genannten Erhebungen erstrecken sich
auf alle Schafe und Ziegen , die in landwirtschaftlichen
Betrieben, wie sie von der Kommission nach dem Verfah­
ren des Artikels 20 definiert werden, gehalten werden . In
den Erhebungen müssen so viele Betriebe berücksichtigt
werden, daß zusammen mindestens 95 v. H. des in der
letzten Erhebung über die Struktur der landwirtschaftlichen
Betriebe festgestellten Schaf- bzw. Ziegenbestandes aller
obengenannten Betriebe erfaßt sind .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten ergänzen soweit wie möglich die
Ergebnisse der in Absatz 2 genannten Erhebungen durch
eine Schätzung des Schaf- und Ziegenbestandes, der von
diesen Erhebungen nicht erfaßt wurde .

(!) ABl . Nr. C 18 vom 23 . 1 . 1993 , S. 15 .
(2) ABl . Nr . C 115 vom 26 . 4 . 1993 .
(3 ) ABl . Nr. L 81 vom 27 . 3 . 1982 , S. 35 . Richtlinie zuletzt
. geändert durch die Verordnung (EWG ) Nr. 1057 / 91 (ABl . Nr.

L 107 vom 27 . 4 . 1991 , S. 11 ).
(4) ABl . Nr. L 179 vom 7 . 8 . 1972 , S. 1 .
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( 2 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
Ergebnisse der Erhebungen nach Artikel 4 Absatz 2 und die
zusätzlichen Schätzungen vor dem 1 . April nach dem
Bezugsmonat .

Aufschlüsselung nach Kategorien

Artikel 3

( 1 ) In den in Artikel 1 genannten Erhebungen soll der
Schaf- und Ziegenbestand mindestens nach folgenden Kate­
gorien aufgeschlüsselt werden:

A. Schafe insgesamt
A.l . Mutterschafe und gedeckte Lämmer:

A.l.l . Milchschafe und gedeckte Lämmer, die
zur Erzeugung von Milch bestimmt sind.

A.l .2 Andere Mutterschafe und gedeckte Läm­
mer.

A.2 . Andere Schafe .

B. Ziegen, insgesamt
B.l . Ziegen, die bereits gezickelt haben, und gedeckte

Ziegen:
B.l.l . Ziegen, die bereits gezickelt haben.
B.l .2 . Ziegen, die zum ersten Mal gedeckt wur­

den.

B.2 . Andere Ziegen.

( 2 ) Die in Absatz 1 genannten Kategorien können nach
dem Verfahren des Artikels 20 geändert werden.

( 3 ) Die Kategorien werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 20 definiert .

Ausnahmen

Artikel 6

( 1 ) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1

a) sind die Untergliederungen der Kategorie A.l für die
Mitgliedstaaten , deren Schafbestand zum Zeitpunkt der
Erhebung weniger als 2 500 000 Tiere beträgt, fakulta­
tiv ;

b ) sind die Untergliederungen der Kategorie B.l für die
Mitgliedstaaten, deren Ziegenbestand zum Zeitpunkt
der Erhebung weniger als 500 000 Tiere beträgt, fakul­
tativ ;

c) schätzen die unter Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b)
fallenden Mitgliedstaaten die Gesamtzahlen der Katego­
rie B ohne Untergliederung für jedes Jahr, in dem keine
Erhebung stattfindet ;

d ) können die Mitgliedstaaten, deren Viehbestand der
Kategorie A.l.l weniger als 1 v. H. der Kategorie A.l
ausmacht , den Bestand dieser Kategorie schätzen oder
anderweitig ableiten .

( 2 ) Abweichend von den Artikeln 1 und 5 können Däne­
mark und die Niederlande ihren Schaf- und Ziegenbestand
und das Vereinigte Königreich seinen Ziegenbestand vom
Monat Dezember auf der Grundlage der Angaben schätzen,
die in der im Mai/Juni desselben Jahres durchgeführten
Landwirtschaftszählung ermittelt wurden. Sie übermitteln
der Kommission die Ergebnisse nach Artikel 5 Absatz 1 vor
dem 1 . März und die Ergebnisse nach Artikel 5 Absatz 2 *
vor dem 15 . September des Jahres, das auf das Bezugsjahr
folgt .

Genauigkeit der Erhebungen

Artikel 4

( 1 ) Die in Artikel 1 genannten Erhebungen werden als
Vollerhebungen oder als repräsentative Stichprobenerhe­
bungen durchgeführt.

( 2 ) Hinsichtlich der Ergebnisse der in Artikel 2 Absatz 2
genannten Erhebungen dürfen die Stichprobenfehler in den
einzelnen Mitgliedstaaten für die Gesamtzahl der Schafe
und die Gesamtzahl der Ziegen 2. v. H. (Vertrauensbereich
von 68 v. H. ) oder eine nach dem Verfahren des Artikels
20 festzusetzende absolute Zahl nicht überschreiten.

( 3 ) Zusätzlich zu den Maßnahmen in bezug auf die Stich­
probengrundlage und die in Artikel 2 Absatz 3 vorgesehe­
nen zusätzlichen Schätzungen treffen die Mitgliedstaaten
die Maßnahmen, die sie für geeignet halten, damit die
Qualität der Erhebungsergebnisse erhalten bleibt.

B. Regionale Ebene

Gebiete

Artikel 7

( 1 ) Die endgültigen Erhebungsergebnisse werden für jedes
der Gebiete , wie sie nach dem Verfahren des Artikels 20
definiert werden, ermittelt .

( 2 ) Die in Absatz 1 genannten Gebiete können nach dem
Verfahren des Artikels 20 geändert werden.

x Übermittlungsfristen

Artikel 5

( 1 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
vorläufigen Ergebnisse der Erhebungen und die zusätzli­
chen Schätzungen vor dem 1 . März nach dem Bezugsmonat
für die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Daten.

Übermittlungsfrist

Artikel 8

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in
Artikel 7 genannten Angaben vor dem 15. Mai des Jahres,
das auf den Bezugsmonat folgt.
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Ausnahmen

Artikel 9

Abweichend von Artikel 8

a ) können die Niederlande vor dem 15 . September des
Bezugsjahres die Zahlen der Schafe nach „provincie" für
ihren Bestand mitteilen , der in der im Mai desselben
Jahres durchgeführten Landwirtschaftszählung erfaßt
wird;

b ) brauchen die unter Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b )
fallenden Mitgliedstaaten ihren Ziegenbestand nicht
nach Gebieten aufgeschlüsselt mitzuteilen .

ABSCHNITT II

SCHLACHTUNGSSTATISTIK

Artikel 13

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erstellen monatliche Statistiken
über die Anzahl und das Schlachtgewicht der in den
Schiächtstätten ihres Hoheitsgebietes geschlachteten Schafe
und Ziegen , deren Fleisch als für den menschlichen Verzehr
geeignet befunden wird .

Sie fügen gegebenenfalls eine Schätzung über die Schlach­
tungen, die in den Aufstellungen nicht berücksichtigt wer­
den, hinzu , so daß die Daten sämtliche Schlachtungen in
ihrem Hoheitsgebiet erfassen .

(2) Die Statistiken nach Absatz 1 sind für folgende Kate­
gorien zu erstellen :

A. Schafe , insgesamt .
A.l . darunter : Lämmer .

B. Ziegen , insgesamt.

( 3 ) Das in Absatz 1 genannte Schlachtgewicht und die in
Absatz 2 genannten Kategorien werden nach dem Verfah­
ren des Artikels 20 definiert .

C. Aufschlüsselung nach der Größe der
Bestände

Größenklassen

Artikel 10

( 1 ) In den ungeraden Jahren schlüsseln die Mitgliedstaaten
auf nationaler Ebene die endgültigen Ergebnisse der
Bestandserhebungen vom Dezember nach Bestandsgrößen­
klassen auf, wie sie nach dem Verfahren des Artikels 20
definiert werden .

(2) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti­
kels 20 den Mitgliedstaaten auf Antrag gestatten, die in
Absatz 1 vorgeschriebene Aufschlüsselung nach Bestands­
größenklassen für die endgültigen Ergebnisse der geraden
Jahre vorzunehmen.

% ( 3 ) Die in Absatz 1 genannten Bestandgrößenklassen kön­
nen nach dem Verfahren des Artikels 20 geändert wer­
den .

Übermittlungsfrist

Artikel 14

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
Ergebnisse der in Artikel 13 Absatz 1 genannten Statistiken
binnen zwei Monaten nach dem Bezugsmonat .

ABSCHNITT III

VORAUSSCHÄTZUNG DER ERZEUGUNG

Übermittlungsfrist

Artikel 1 1

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in
Artikel 10 genannten Angaben vor dem 15 . Mai des Jahres ,
das auf den Bezugsmonat folgt .

Artikel 15

( 1 ) Die Mitgliedstaaten stellen auf der Grundlage der
Erhebungsergebnisse und anderer zur Verfügung stehender
Angaben für jedes Kalenderhalbjahr Vorausschätzungen
über das Angebot an Schafen und Ziegen an.

Dieses Angebot wird als Bruttoinlandserzeugung ausge­
drückt , die sämtliche geschlachteten Schafe bzw. Ziegen
zuzüglich des Saldos des innergemeinschaftlichen Handels
mit Lebendschafen bzw . -ziegen und des Saldos des Außen­
handels mit Lebendschafen bzw. -ziegen umfaßt.

( 2 ) Die in Absatz 1 gegebene Definition des Angebots
kann nach dem Verfahren des Artikels 20 geändert wer­
den.

Ausnahmen

Artikel 12

Abweichend von Artikel 11 können Dänemark und die
Niederlande die Angaben über die Struktur ihres Schaf­
und Ziegenbestandes und das Vereinigte Königreich die
Angaben über die Struktur seines Ziegenbestandes , der in
der im Mai /Juni des Bezugsjahres durchgeführten Land­
wirtschaftszählung erfaßt wird, vor dem 15 . Mai des
folgenden Jahres mitteilen .
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Übermittlungsfrist

Artikel 16

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in
Artikel 15 Absatz 1 genannten Vorausschätzungen vor dem
1 . März nach der Erhebung für die beiden Halbjahre des
laufenden Jahres .

(2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ,
die der Vorsitzende entsprechend der Dringlichkeit der
Frage festsetzen kann , Stellung. Die Stellungnahme kommt
mit einer Mehrheit von vierundfünfzig Stimmen zustande,
wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 148
Absatz 2 des Vertrages gewogen werden. Der Vorsitzende
nimmt an der Abstimmung nicht teil .

(3 ) a ) Die Kommission trifft die in Aussicht genommenen
Maßnahmen , wenn sie der Stellungnahme des Aus­
schusses entsprechen.

b ) Entsprechen die in Aussicht genommenen Maßnah­
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses oder
ist keine Stellungnahme ergangen , so schlägt die
Kommission dem Rat unverzüglich die zu treffen­
den Maßnahmen vor. Der Rat beschließt mit quali­
fizierter Mehrheit .

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten , nachdem ihm der Vorschlag übermittelt
worden ist, keinen Beschluß gefaßt , so werden die
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission
erlassen .

Artikel 21

( 1 ) Die Richtlinie 82 / 177 / EWG wird mit Wirkung vom
1 . Januar 1994 aufgehoben .

( 2) Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als
Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie .

Artikel 22

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie vor dem
1 . Januar 1994 nachzukommen.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme .

Artikel 23

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

ABSCHNITT IV

ALLGEMEINES

Artikel 17

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die in den
Artikeln 5, 6 , 8 , 9 , 11 , 12, 14 und 16 genannten Daten
nach Maßgabe der Verordnung (Euratom, EWG ) Nr.
1588 /90 des Rates vom 11 . Juni 1990 über die Übermitt­
lung von unter die Geheimhaltungspflicht fallenden Infor­
mationen an das Statistische Amt der Europäischen
Gemeinschaften ( 1 ).

Artikel 18

Die Kommission untersucht in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten

a) die gelieferten Ergebnisse ;

b ) die technischen Probleme , die sich vor allem bei der
Vorbereitung und Durchführung der Erhebungen und
der Vorausschätzungen stellen;

c) die Zuverlässigkeit der Ergebnisse der Erhebungen und
der Vorausschätzungen.

Artikel 19

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jede Änderung
hinsichtlich der Methodik sowie jede sonstige Änderung
mit , die die Ergebnisse der Statistiken beträchtlich beein­
flussen könnte . Dies geschieht spätestens drei Monate nach
Inkraftsetzung der betreffenden Änderung. Die Kommis­
sion unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten in den ent­
sprechenden Arbeitsgruppen für diese Mitteilungen.

Artikel 20

( 1 ) Wird auf das Verfahren dieses Artikels Bezug genom­
men, so befaßt der Vorsitzende des Ständigen Agrarstatisti­
schen Ausschusses (nachstehend „Ausschuß" genannt) die­
sen von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines
Mitgliedstaates .

Geschehen zu Luxemburg am 1 . Juni 1993 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. ANDERSEN

H ABl . Nr. L 151 vom 15 . 6 . 1990 , S. 1 .



Nr. L 149 / 14 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 21 . 6 . 93

BESCHLUSS DES RATES

vom 17. Mai 1993

über den Beitritt der Gemeinschaft zu dem Protokoll zu dem Übereinkommen von 1979 über
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung betreffend die Bekämpfung von Emis­

sionen von Stickstoffoxiden oder ihres grenzüberschreitenden Flusses

( 93 / 361 /EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN — wichtigsten Quellen (Kraftfahrzeuge und Großverbren­
nungsanlagen) niedergelegt worden .

Der Grundsatz der Bekämpfung der Umweltbeeinträchti­
gungen an ihrem Ursprung war eines der Ziele des
NOx-Protokolls zu dem Übereinkommen; darin wird insbe­
sondere ein Gesamtziel der Begrenzung der Gesamt-Stick­
stoffoxidemissionen festgelegt und die Anwendung von
Emissionsnormen sowie von Maßnahmen zur Bekämpfung
der Verschmutzung vorgeschrieben , gleichzeitig bleibt aber
auch eine verstärkte Verpflichtung zu späteren Verhand­
lungen vorbehalten .

Die Anwendung der besten verfügbaren Technologien, die
keine unverhältnismäßig hohen Kosten verursachen, ist
eine der grundlegenden Verpflichtungen des Protokolls und
ist seit 1984 in den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft
über die Bekämpfung der Luftverschmutzung durch Indu­
strieanlagen festgelegt . Dieser Grundsatz ist seit 1989 auch
Grundgedanke der Kontrolle der Kraftfahrzeugemissio­
nen.

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 130s ,

auf Vorschlag der Kommission ( ! ),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Artikel 130r Absatz 5 des Vertrages sieht eine aktive
Teilnahme der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten an
internationalen Aktionen im Bereich des Umweltschutzes
vor . Wegen des grenzüberschreitenden Charakters der Luft­
verschmutzung ist die Teilnahme an internationalen Aktio­
nen zu ihrer Verminderung für die Gemeinschaft von
Interesse .

Die Gemeinschaft ist Vertragspartei des Übereinkommens
der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten
Nationen über weiträumige grenzüberschreitende Luftver­
unreinigung (Genfer Übereinkommen von 1979 ) (4) sowie
eines der Protokolle zu diesem Übereinkommen betreffend
die langfristige Finanzierung des EMEP (Programm über
die Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der
weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden Stof­
fen in Europa) (5 ).

Nach Artikel 130r Absatz 2 des Vertrages unterliegt die
Tätigkeit der Gemeinschaft den Grundsätzen, Umweltbe­
einträchtigungen vorzubeugen und sie vorrangig an ihrem
Ursprung zu bekämpfen . Diese Grundsätze sind im Bereich
der Luftverschmutzung in Rechtsakten der Gemeinschaft
über die Verringerung der Stickstoffoxidemissionen aus den

Wegen der Umweltschäden und des grenzüberschreitenden
Charakters der weiträumigen Luftverschmutzung durch
Stickstoffoxide sollte eine gemeinsame Aktion auf interna­
tionaler Ebene erfolgen; die Gemeinschaft sollte daher dem
Protokoll betreffend die Bekämpfung von Emissionen von
Stickstoffoxiden oder ihres grenzüberschreitenden Flusses
beitreten .

Die Stabilisierung der gesamten Stickstoffemissionen ist ein
erster wichtiger Schritt . Es muß nicht nur das gegenwärtige
Emissionsniveau von Stickstoffoxiden, sondern auch von
allen anderen stickstoffhaltigen Schadstoffen gemein­
schaftsweit verringert werden —

BESCHLIESST :

( i ) ABl . Nr . C 230 vom 4. 9 . 1991 , S. 61 .

Artikel 1

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft tritt dem Proto­
koll zu dem Übereinkommen von 1979 über weiträumige
grenzüberschreitende Luftverunreinigung betreffend die

(2) ABl . Nr. C 150 vom 15 . 6 . 1992 , S. 226
(3 ) ABl . Nr . C 40 vom 17. 2 . 1992 , S. 11 .
(4) ABl . Nr . L 171 vom 27 . 6 . 1981 , S. 11 .
(5 ) ABl . Nr . L 181 vom 4 . 7 . 1986 , S. 1 .
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ihres grenzüberschreitenden Flusses bei.

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluß beige­
fügt .

Artikel 2 Im Namen des Rates

Der Präsident

J. HILDEN
Der Präsident des Rates hinterlegt die Beitrittsurkunden
nach Artikel 14 des Protokolls.
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PROTOKOLL

zu dem Übereinkommen von 1979 über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung
betreffend die Bekämpfung von Emissionen von Stickstoffoxiden oder ihres grenzüberschreitenden

Flusses

In der Erkenntnis , daß die zügige Prüfung von Verfahren
zur Schaffung günstigerer Voraussetzungen für einen Tech­
nologieaustausch zu einer wirksamen Verringerung der
Emissionen von Stickstoffoxiden in der Region der Kom­
mission beitragen wird ,

Mit Genugtuung zur Kenntnis nehmend, daß sich mehrere
Staaten gegenseitig verpflichtet haben, ihre jährlichen
nationalen Emissionen von Stickstoffoxiden unverzüglich
und in erheblichem Umfang herabzusetzen ,

Eingedenk der von einigen Staaten bereits ergriffenen Maß­
nahmen, die eine Verringerung der Emissionen von Stick­
stoffoxiden bewirkt haben,

DIE VERTRAGSPARTEIEN,

Entschlossen, das Übereinkommen über weiträumige
grenzüberschreitende Luftverunreinigung durchzuführen ,
Besorgt darüber , daß die derzeitigen Emissionen luftverun­
reinigender Stoffe in exponierten Teilen Europas und
Nordamerikas Schäden an Naturschätzen von lebens­
wichtiger Bedeutung für Umwelt und Wirtschaft verursa­
chen,

Eingedenk dessen, daß das Exekutivorgan für das Überein­
kommen auf seiner zweiten Tagung die Notwendigkeit
anerkannt hat , die jährlichen Gesamtemissionen von Stick­
stoffoxiden aus ortsfesten und beweglichen Quellen oder
ihren grenzüberschreitenden Fluß bis 1995 wirksam herab­
zusetzen, sowie die Notwendigkeit , daß Staaten, die bei der
Verringerung dieser Emissionen bereits Fortschritte erzielt
haben, ihre Emissionsgrenzwerte für Stickstoffoxide beibe­
halten und überprüfen,
Unter Berücksichtigung vorhandener wissenschaftlicher
und technischer Daten über Emissionen, Luftbewegungen
und Auswirkungen von Stickstoffoxiden und deren Folge­
produkten auf die Umwelt sowie Daten über Technologien
zur Bekämpfung von Emissionen,
Im Bewußtsein , daß die schädlichen Auswirkungen von
Emissionen von Stickstoffoxiden auf die Umwelt von Land
zu Land unterschiedlich sind,

Entschlossen, wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung und
Verringerung der jährlichen nationalen Emissionen von
Stickstoffoxiden oder ihres grenzüberschreitenden Flusses
zu ergreifen, insbesondere durch Anwendung geeigneter
nationaler Emissionsgrenzwerte für neue bewegliche größe­
re ortsfeste Quellen sowie durch Nachrüstung bestehender
größerer ortsfester Quellen ,
In der Erkenntnis , daß sich die wissenschaftlichen und
technischen Kenntnisse über diese Fragen weiterentwickeln
und daß diese Entwicklung bei der Überprüfung der
Anwendung dieses Protokolls und bei der Entscheidung
über weitere Maßnahmen zu berücksichtigen ist ,
In der Erkenntnis , daß die Ausarbeitung eines auf kriti­
schen Belastungen beruhenden Lösungsansatzes die Erstel­
lung einer wirkungsorientierten wissenschaftlichen Grund­
lage zum Ziel hat, die bei der Überprüfung der Anwendung
dieses Protokolls und bei der Entscheidung über weitere
international vereinbarte Maßnahmen zu berücksichtigen
ist ,

In der Erkenntnis, daß die Ausarbeitung eines auf kriti­
schen Belastungen beruhenden Lösungsansatzes die Erstel­
lung einer wirkungsorientierten wissenschaftlichen Grund­
lage zum Ziel hat , die bei der Überprüfung der Anwendung
dieses Protokolls und bei der Entscheidung über weitere
international vereinbarte Maßnahmen zur Begrenzung und
Verringerung von Emissionen von Stickstoffoxiden oder
ihres grenzüberschreitenden Flusses zu berücksichtigen ist ,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Protokolls

1 . bedeutet „Übereinkommen" das am 13 . November
1979 in Genf angenommene Übereinkommen über
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreini­
gung;

2 . bedeutet „EMEP" das Programm über die Zusammen­
arbeit bei der Messung und Bewertung der weiträumi­
gen Übertragung von luftverunreinigenden Stoffen in
Europa ;

3 . bedeutet „Exekutivorgan" das nach Artikel 10 Absatz
1 des Übereinkommens gebildete Exekutivorgan für
das Übereinkommen;

4 . bedeutet „geographischer Anwendungsbereich des
EMEP" das in Artikel 1 Absatz 4 des am 28 . Septem­
ber 1984 in Genf angenommenen Protokolls zum
Übereinkommen von 1979 über weiträumige grenz­
überschreitende Luftverunreinigung betreffend die
langfristige Finanzierung des Programms über die
Zusammenarbeit bei der Messung und Bewertung der
weiträumigen Übertragung von luftverunreinigenden
Stoffen in Europa ( EMEP) definierte Gebiet ;

5 . bedeutet „Vertragspartei" die Vertragsparteien dieses
Protokolls , soweit der Zusammenhang nichts anderes
erfordert ;

6 . bedeutet „Kommission" die Wirtschaftskommission
der Vereinten Nationen für Europa;

7 . bedeutet „kritische Belastung" eine quantitative Schät­
zung der Exposition gegenüber einem oder mehreren
verunreinigenden Stoffen , unterhalb deren nach dem
heutigen Wissensstand keine erheblichen schädlichen



21 . 6 . 93 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 / 17

Auswirkungen auf bestimmte empfindliche Teile der
Umwelt auftreten;

8 . bedeutet „größere bestehende ortsfeste Quelle" jede
bestehende ortsfeste Quelle , deren thermische Ein­
gangsleistung mindestens 100 MW beträgt ;

9 . bedeutet „größere neue ortsfeste Quelle" jede neue
ortsfeste Quelle , deren thermische Eingangsleistung
mindestens 50 MW beträgt ;

10 . bedeutet „größere Kategorie von Quellen" jede Kate­
gorie von Quellen, die luftverunreinigende Stoffe in
Form von Stickstoffoxiden emittieren oder emittieren
können, einschließlich der im Technischen Anhang
beschriebenen Kategorien, und die mindestens
10 v . H. der gesamten jährlichen Emissionen von
Stickstoffoxiden des Landes erzeugen, gemessen oder
berechnet im ersten Kalenderjahr , das auf den Tag des
Inkrafttretens dieses Protokolls folgt , und danach alle
vier Jahre;

11 . bedeutet „neue ortsfeste Quelle" jede ortsfeste Quelle ,
mit deren Bau oder mit deren wesentlicher Verände­
rung nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Tag des
Inkrafttretens dieses Protokolls begonnen wird ;

12 . bedeutet „neue bewegliche Quelle" ein Kraftfahrzeug
oder eine sonstige bewegliche Quelle , die nach Ablauf
von zwei Jahren nach dem Tag des Inkrafttretens
dieses Protokolls hergestellt wird .

Artikel 2

Grundlegende Verpflichtungen
( 1 ) Die Vertragsparteien ergreifen so bald wie möglich als
ersten Schritt wirksame Maßnahmen zur Begrenzung und/
oder Verringerung ihrer jährlichen nationalen Emissionen
von Stickstoffoxiden oder ihres grenzüberschreitenden
Flusses , damit diese Emissionen spätestens am 31 . Dezem­
ber 1994 nicht über den jeweiligen jährlichen nationalen
Emissionen von Stickstoffoxiden oder deren grenzüber­
schreitendem Fluß während des Kalenderjahres 1987 oder
eines früheren Jahres liegen, das bei der Unterzeichnung
des Protokolls oder dem Beitritt zum Protokoll anzugeben
ist; dabei dürfen außerdem in bezug auf jede Vertragspar­
tei , die ein solches früheres Jahr angibt , der durchschnitt­
liche jährliche nationale grenzüberschreitende Fluß oder die
durchschnittlichen jährlichen nationalen Emissionen von
Stickstoffoxiden dieser Vertragspartei in der Zeit vom
1 . Januar 1987 bis zum 1 . Januar 1996 den grenzüber­
schreitenden Fluß oder die nationalen Emissionen im
Kalenderjahr 1987 nicht übersteigen .

(2 ) Außerdem werden die Vertragsparteien spätestens
zwei Jahre nach dem Tag des Inkrafttretens dieses Proto­
kolls insbesondere

a ) nationale Emissionsgrenzwerte auf größere neue orts­
feste Quellen und/oder Kategorien von Quellen sowie
auf wesentlich veränderte ortsfeste Quellen in größeren
Kategorien von Quellen anwenden, und zwar auf der
Grundlage der besten verfügbaren Technologien , die
wirtschaftlich vertretbar sind, und unter Berücksichti­
gung des Technischen Anhangs;

b ) nationale Emissionsgrenzwerte auf neue bewegliche
Quellen sämtlicher größerer Kategorien von Quellen
anwenden, und zwar auf der Grundlage der besten
verfügbaren Technologien, die wirtschaftlich vertretbar

sind, und unter Berücksichtigung des Technischen
Anhangs und der diesbezüglichen Beschlüsse , die im
Rahmen des Binnenverkehrsausschusses der Kommis­
sion gefaßt werden , und

c) Maßnahmen zur Bekämpfung der Verunreinigung für
größere bestehende ortsfeste Quellen einführen, wobei
der Technische Anhang, die charakteristischen Merk­
male der Anlage , ihr Alter und Nutzungsgrad sowie die
Notwendigkeit zu berücksichtigen sind , unangemessene
Unterbrechungen des Betriebs zu vermeiden .

(3 ) a ) Als zweiten Schritt nehmen die Vertragsparteien
spätestens sechs Monate nach dem Tag des Inkraft­
tretens dieses Protokolls Verhandlungen über weite­
re Schritte zur Verringerung der jährlichen nationa­
len Emissionen von Stickstoffoxiden oder ihres
grenzüberschreitenden Flusses auf, wobei die besten
verfügbaren wissenschaftlichen und technischen
Entwicklungen, international anerkannte kritische
Belastungen und andere Faktoren zu berücksichti­
gen sind, die sich aus dem nach Artikel 6 durchge­
führten Arbeitsprogramm ergeben .

b ) Zu diesem Zweck arbeiten die Vertragsparteien
zusammen, um

i) kritische Belastungen zu bestimmen ;
ii ) die Verringerungen der jährlichen nationalen

Emissionen von Stickstoffoxiden oder ihres
grenzüberschreitenden Flusses zu bestimmen ,
die erforderlich sind, um auf kritischen Bela­
stungen beruhende vereinbarte Ziele zu errei­
chen, und

iii ) zur Erreichung dieser Verringerungen Maßnah­
men und einen Zeitplan zu bestimmen , der
spätestens am 1 . Januar 1996 beginnt.

(4 ) Die Vertragsparteien können strengere als die in die­
sem Artikel geforderten Maßnahmen ergreifen .

Artikel 3

Technologieaustausch
( 1 ) Die Vertragsparteien erleichtern in Übereinstimmung
mit ihren innerstaatlichen Gesetzen, sonstigen Vorschriften
und Gepflogenheiten den Austausch von Technologien zur
Verringerung der Emissionen von Stickstoffoxiden, insbe­
sondere durch die Förderung
a) des kommerziellen Austauschs verfügbarer Technolo­

gien;
b) direkter Kontakte und der Zusammenarbeit der Indu­

strien , einschließlich Gemeinschaftsunternehmen;
c) des Austauschs von Informationen und Erfahrungen

und

d) der Gewährung technischer Unterstützung.

(2 ) Mit der Förderung der unter den Buchstaben a) bis d )
bezeichneten Tätigkeiten schaffen die Vertragsparteien
günstige Voraussetzungen , indem sie Kontakte und Zusam­
menarbeit zwischen geeigneten Organisationen und Perso­
nen des privaten und öffentlichen Sektors erleichtern , die
Technologie , Planungs- und Konstruktionsdienste , Ausrü­
stung oder Finanzierung zur Verfügung stellen können.
( 3 ) Die Vertragsparteien beginnen spätestens sechs Mona­
te nach dem Tag des Inkrafttretens dieses Protokolls mit
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wissenschaftlicher, technischer und wirtschaftlicher
Daten zu entwickeln , um geeignete Bekämpfungsstrate­
gien bestimmen zu können.

Artikel 7

Nationale Programme, Politiken und Strategien

günstigeren Voraussetzungen für den Austausch von Tech­
nologien zur Verringerung der Emissionen von Stickstoff­
oxiden.

Artikel 4

Unverbleiter Kraftstoff

Die Vertragsparteien sorgen dafür, daß so bald wie mög­
lich, spätestens jedoch zwei Jahre nach dem Tag des
Inkrafttretens dieses Protokolls , unverbleiter Kraftstoff aus­
reichend zur Verfügung steht, in besonderen Fällen zumin­
dest entlang den internationalen Haupttransitstrecken, um
den Verkehr von mit Katalysatoren ausgestatteten Fahrzeu­
gen zu erleichtern.

Artikel 5

Überprüfungsverfahren

( 1 ) Die Vertragsparteien überprüfen dieses Protokoll in
regelmäßigen Abständen und tragen dabei den besten ver­
fügbaren wissenschaftlichen Grundlagen und technischen
Entwicklungen Rechnung.

(2) Die erste Überprüfung erfolgt spätestens ein Jahr nach
dem Tag des Inkrafttretens dieses Protokolls .

Artikel 6

Auszuführende Arbeiten

Die Vertragsparteien räumen solchen Forschungs- und
Überwachungsaufgaben besonderen Vorrang ein, die mit
der Entwicklung und Anwendung eines auf kritischen
Belastungen beruhenden Lösungsansatzes in Zusammen­
hang stehen, um auf wissenschaftlicher Grundlage die
erforderlichen Verringerungen der Emissionen von Stick­
stoffoxiden zu bestimmen . Die Vertragsparteien bemühen
sich insbesondere durch nationale Forschungsprogramme ,
im Rahmen des Arbeitsplans des Exekutivorgans und durch
andere Programme der Zusammenarbeit im Rahmen des
Übereinkommens,
a) die Auswirkungen von Emissionen von Stickstoffoxiden

auf Menschen, pflanzliches und tierisches Leben ,
Gewässer, Böden und Materialien festzustellen und
zu quantifizieren , wobei die Wirkung von Stickstoff­
oxiden, die aus anderen Quellen als der Ablagerung aus
der Luft stammen, zu berücksichtigen ist;

b) die geographische Verteilung empfindlicher Gebiete zu
ermitteln;

c) Meßsysteme und Modelle einschließlich abgestimmter
Verfahren zur Berechnung von Emissionen zu entwik­
keln, um den weiträumigen Transport von Stickstoff­
oxiden und ähnlichen verunreinigenden Stoffen zu
quantifizieren;

d) Leistungs- und Kostenschätzungen von Technologien
zur Bekämpfung von Emissionen von Stickstoffoxiden
zu verfeinern und die Entwicklung verbesserter oder
neuer Technologien aufzuzeichnen sowie

e) im Rahmen eines auf kritischen Belastungen beruhen­
den Lösungsansatzes Methoden zur Zusammenführung

Die Vertragsparteien stellen zur Erfüllung der Verpflich­
tungen aus diesem Protokoll unverzüglich nationale Pro­
gramme, Politiken und Strategien auf, die als Mittel dazu
dienen, die Emissionen von Stickstoffoxiden oder ihren
grenzüberschreitenden Fluß zu begrenzen und zu verrin­
gern .

Artikel 8

Informationsaustausch und jährliche Berichterstattung

( 1 ) Die Vertragsparteien tauschen Informationen aus ,
indem sie dem Exekutivorgan die nationalen Programme,
Politiken und Strategien mitteilen, die sie nach Artikel 7
aufstellen, und ihm über die Fortschritte im Rahmen dieser
Programme, Politiken und Strategien sowie über Änderun­
gen derselben jährlich berichten , insbesondere
a) über das Niveau der jährlichen und nationalen Emissio­

nen von Stickstoffoxiden sowie die Grundlage, auf der
sie berechnet worden sind ;

b) über Fortschritte bei der Anwendung der nach Artikel 2
Absatz 2 Buchstaben a) und b) vorgeschriebenen natio­
nalen Emissionsgrenzwerte , über die angewendeten
oder anzuwendenden nationalen Emissionsgrenzwerte
sowie über die betroffenen Quellen und/oder Katego­
rien von Quellen ;

c) über Fortschritte bei der Einführung der nach Artikel 2
Absatz 2 Buchstabe c) vorgeschriebenen Maßnahmen
zur Bekämpfung der Verunreinigung, über die betroffe­
nen Quellen und die eingeführten oder einzuführenden
Maßnahmen;

d) über Fortschritte bei der Bereitstellung unverbleiten
Kraftstoffs ;

e) über die zur Erleichterung des Technologieaustauschs
ergriffenen Maßnahmen und

f) über Fortschritte bei der Bestimmung kritischer Bela­
stungen.

(2 ) Diese Informationen werden nach Möglichkeit ent­
sprechend einem einheitlichen Berichtssystem übermittelt .

Artikel 9

Berechnungen

Das EMEP stellt dem Exekutivorgan rechtzeitig vor dessen
jährlichen Sitzungen Berechnungen des Stickstoffhaushalts
sowie des grenzüberschreitenden Flusses und der Ablage­
rungen von Stickstoffoxiden im geographischen Anwen­
dungsbereich des EMEP zur Verfügung, wobei geeignete
Modelle verwendet werden. In Gebieten außerhalb des
geographischen Anwendungsbereichs des EMEP werden
Modelle verwendet, die im Hinblick auf die besonderen
Verhältnisse der dort gelegenen Vertragsparteien geeignet
sind .
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Vereinten Nationen in New York für die Mitgliedstaaten
der Kommission, für Staaten, die in der Kommission nach
Absatz 8 der Entschließung 36 (IV) des Wirtschafts- und
Sozialrats vom 28 . März 1947 beratenden Status haben,
sowie für die Organisationen der regionalen Wirtschaftsin­
tegration, die von den souveränen Staaten , die Mitglieder
der Kommission sind, gebildet werden und für die Aus­
handlung, den Abschluß und die Anwendung internationa­
ler Übereinkünfte über Angelegenheiten zuständig sind, die
in den Geltungsbereich dieses Protokolls fallen, zur Unter­
zeichnung auf, vorausgesetzt, daß die betreffenden Staaten
und Organisationen Vertragsparteien des Übereinkommens
sind .

(2 ) Solche Organisationen der regionalen Wirtschaftsin­
tegration üben in Angelegenheiten, die iir ihren Zuständig­
keitsbereich fallen , in ihrem eigenen Namen die Rechte aus
und nehmen die Verantwortlichkeiten wahr , die dieses
Protokoll den Mitgliedstaaten dieser Organisationen über­
trägt. In diesen Fällen sind die Mitgliedstaaten dieser
Organisationen nicht berechtigt , solche Rechte einzeln aus­
zuüben.

Artikel 10

Technischer Anhang

Der Technische Anhang zu diesem Protokoll hat Empfeh­
lurigscharakter. Er ist Bestandteil des Protokolls .

Artikel 11

Änderungen des Protokolls

( 1 ) Jede Vertragspartei kann Änderungen dieses Proto­
kolls vorschlagen .

(2 ) Die vorgeschlagenen Änderungen werden dem Exeku­
tivsekretär der Kommission schriftlich unterbreitet; dieser
übermittelt sie allen Vertragsparteien . Das Exekutivorgan
erörtert die vorgeschlagenen Änderungen auf seiner näch­
sten jährlichen Sitzung, sofern die Vorschläge den Ver­
tragsparteien vom Exekutivsekretär mindestens neunzig
Tage vorher mitgeteilt worden sind .

(3 ) Änderungen des Protokolls, ausgenommen Änderun­
gen des Technischen Anhangs , bedürfen der einvernehm­
lichen Annahme der auf einer Sitzung des Exekutivorgans
vertretenen Vertragsparteien; sie treten für die Vertragspar­
teien , die sie angenommen haben , am neunzigsten Tag
nach dem Zeitpunkt in Kraft , an dem zwei Drittel der
Vertragsparteien ihre Urkunde über die Annahme der
Änderungen hinterlegt haben. Die Änderungen treten für
jede Vertragspartei, die sie angenommen hat , nachdem
zwei Drittel der Vertragsparteien ihre Urkunde über die
Annahme der Änderungen hinterlegt haben, am neunzig­
sten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft , an dem die betref­
fende Vertragspartei ihre Urkunde über die Annahme der
Änderungen hinterlegt hat .

(4 ) Änderungen des Technischen Anhangs bedürfen der
einvernehmlichen Annahme der auf einer Sitzung des Exe­
kutivorgans vertretenen Vertragsparteien; sie treten dreißig
Tage nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem sie nach Absatz
5 mitgeteilt worden sind .

(5 ) Änderungen nach den Absätzen 3 und 4 werden vom
Exekutivsekretär allen Vertragsparteien so bald wie mög­
lich nach ihrer Annahme mitgeteilt .

Artikel 12

Beilegung von Streitigkeiten

Entsteht zwischen zwei oder mehr Vertragsparteien eine
Streitigkeit über die Auslegung oder Anwendung dieses
Protokolls , so bemühen sich diese Vertragsparteien um eine
Lösung durch Verhandlungen oder durch ein anderes Ver­
fahren der Beilegung, das für die Streitparteien annehmbar
ist .

Artikel 13

Unterzeichnung

( 1 ) Dieses Protokoll liegt vom 1 . bis zum 4. November
1988 in Sofia und danach bis zum 5 . Mai 1989 am Sitz der

Artikel 14

Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Beitritt

( 1 ) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung durch die Unterzeichner .

(2 ) Dieses Protokoll steht vom 6 . Mai 1989 an für die in
Artikel 13 Absatz 1 genannten Staaten und Organisationen
zum Beitritt offen .

(3 ) Ein Staat oder eine Organisation , die diesem Protokoll
nach dem 31 . Dezember 1993 beitreten, können die Artikel
2 und 4 spätestens bis zum 31 . Dezember 1995 durchfüh­
ren .

(4 ) Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der Verein­
ten Nationen hinterlegt ; dieser erfüllt die Aufgaben des
Verwahrers .

Artikel 15

Inkrafttreten

( 1 ) Dieses Protokoll tritt am neunzigsten Tag nach dem
Zeitpunkt der Hinterlegung der sechzehnten Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in
Kraft .

(2) Für alle in Artikel 13 Absatz 1 bezeichneten Staaten
und Organisationen, die nach der Hinterlegung der sech­
zehnten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde dieses Protokoll ratifizieren, annehmen
oder genehmigen oder ihm beitreten , tritt das Protokoll am
neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der
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Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsur­
kunde durch die betreffende Vertragspartei in Kraft.

Artikel 16

Rücktritt

Eine Vertragspartei kann jederzeit nach Ablauf von fünf
Jahren nach dem Zeitpunkt , zu dem dieses Protokoll für sie
in Kraft getreten ist, durch eine an den Verwahrer gerichte­
te schriftliche Notifikation von diesem Protokoll zurücktre­
ten . Der Rücktritt wird am neunzigsten Tag nach dem

Eingang der Notifikation bei dem Verwahrer oder zu
einem in der Rücktrittsnotifikation angegebenen späteren
Zeitpunkt wirksam .

Artikel 17

Verbindliche Wortlaute

Die Urschrift dieses Protokolls , dessen englischer , französi­
scher und russischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich
ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt .

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Protokoll unterschrie­
ben .*

Geschehen zu Sofia am 31 . Oktober 1988 .
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TECHNISCHER ANHANG

1 . Die Angaben über Emissionsverhalten und Kosten beruhen auf offiziellen Unterlagen des Exekutivorgans
und seiner Nebenorgane, insbesondere auf den Dokumenten EB.AIR/ WG.3 / R . 8 ., R. 9 und R. 16 sowie
ENV /WP.l / R. 86 und Corr . 1 , die in Kapitel 7 der „Auswirkungen und Bekämpfung der grenzüber­
schreitenden Luftverunreinigung" ( J ) enthalten sind. Wenn nicht anders angegeben , wird vorausgesetzt ,
daß es sich hierbei um praktisch erprobte Technologien handelt . (2 )

2 . Die in diesem Anhang enthaltenen Informationen sind nicht vollständig. Da sich fortlaufend neue
Erfahrungen mit neuen Motoren und neuen Anlagen, in denen emissionsarme Technologien angewendet
werden , sowie bei der Nachrüstung bestehender Anlagen ergeben , wird es notwendig sein , diesen Anhang
in regelmäßigen Abständen zu überarbeiten und zu ändern. Der Anhang kann auch keine erschöpfende
Auskunft über technische Möglichkeiten geben ; er soll für die Vertragsparteien vielmehr eine Orientie­
rungshilfe bei der Erkennung wirtschaftlich vertretbarer Technologien sein , damit sie die Verpflichtungen
aus dem Protokoll erfüllen können .

I. TECHNOLOGIEN ZUR BEKÄMPFUNG VON NOx-EMISSIONEN AUS ORTSFESTEN
QUELLEN

3 . Die Verbrennnug von fossilen Brennstoffen ist die hauptsächliche ortsfeste Quelle der anthropogenen
NOx-Emissionen. Zusätzlich können auch einige Prozesse, bei denen keine Verbrennung stattfindet ,
erheblich zu NOx-Emissionen beitragen .

4 . Zu den größeren Kategorien ortsfester Quellen von NOx-Emissionen können gehören :
a) Feuerungsanlagen ,

b) Industrieöfen (z . B. zur Zementherstellung),

c ) ortsfeste Gasturbinen und Verbrennungsmotoren,

d) Prozesse , bei denen keine Verbrennung stattfindet ( z . B. Herstellung von Salpetersäure).

5 . Die Technologien zur Verringerung der NOx-Emissionen konzentrieren sich auf bestimmte feuerungs­
oder verfahrenstechnische Maßnahmen und — insbesondere bei großen Kraftwerken — auf die Rauchgas­
reinigung.

6 . Bei der Nachrüstung bestehender Anlagen kann der Umfang der Anwendung von Technologien zur
Verringerung der NOx-Emissionen durch negative Nebenwirkungen auf den Betrieb oder andere stand­
ortspezifische Einschränkungen begrenzt werden . Deshalb sind im Fall der Nachrüstung für die typischer­
weise erreichbaren NOx-Emission$werte nur annähernde Schätzungen angegeben ; Bei neuen Anlagen
können die negativen Nebenwirkungen durch geeignete Auslegungskriterien auf ein Mindestmaß
beschränkt oder ausgeschlossen werden.

7 . Nach den heute verfügbaren Daten können die Kosten für feuerungstechnische Maßnahmen bei neuen
Anlagen niedrig angesetzt werden . Für die Nachrüstung , beispielsweise in großen Kraftwerken , beliefen
sich die Kosten jedoch auf etwa 8 bis 25 Schweizer Franken pro kWe) ( 1985 ). In der Regel liegen die
Investitionskosten für Anlagen zur Rauchgasreinigung wesentlich höher.

8 . Für ortsfeste Quellen werden die Emissionsfaktoren in Milligramm N02 je Kubikmeter (mg/m3)
trockenem Abgas unter Normalbedingungen (0 °C , 1 013 mb ) angegeben.

Feuerungsanlagen

9 . Die Gruppe der Feuerungsanlagen umfaßt die Verbrennung von brennbaren Stoffen in Öfen , Dampfkes­
seln, Anlagen zur indirekten Beheizung und sonstigen Feuerungseinrichtungen mit einer thermischen
Eingangsleitung von mehr als 10 MW, wobei keine Vermischung der Verbrennungsgase mit anderen
Ofenabgängen oder behandelten Stoffen erfolgt . Für neue und bestehende Anlagen stehen folgende
Verbrennungstechnologien einzeln oder kombiniert zur Verfügung:

(') „Studien zur Luftverunreinigung Nr . 4" (Veröffentlichungen der Vereinten Nationen, Vertriebsnummer E.87.II.E.36 ).
(2) Es ist gegenwärtig schwierig, die Kosten für Technologien zur Bekämpfung von Emissionen zuverlässig und in absoluten

Zahlen anzugeben . Die in diesem Anhang enthaltenen Angaben zu den Kosten sollten daher eher unter dem Aspekt gesehen
werden, wie sich die Kosten der einzelnen' Technologien relativ zueinander verhalten , und nicht so sehr als absolute
Zahlen .
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a ) Auslegung des Feuerungsraums für niedrige Temperaturen , einschließlich Wirbelschichtfeuerung,

h ) Betrieb mit geringem Luftüberschuß,

c) Einbau spezieller NOx-armer Brenner,

d) Rückführung der Rauchgase in die Verbrennungsluft ,

e ) stufenweise Verbrennung/Zweitluftbetrieb ,

f) NachVerbrennung ( stufenweise Brennstoffzufuhr) f 1 ).

Tabelle 1 enthält die erreichbaren Betriebswerte .

Tabelle 1

Mit feuerungstechnischen Maßnahmen erreichbare NO_-Betriebswerte (mg/m3)

\
Anlage Typ (a)

Ausgangsniveau
[ ohne Bekämpfungs­

maßnahmen)

Bestehende Anlage (b), Nachrüstung
Neue

Anlage
02

( in % )
Bereich Typischer Wert

Feste 10 MW (c) bis Rostfeuerung (Kohle) 300-1 000 — 600 400 7
Brennstoffe 300 MW

Wirbelschichtfeuerung
i) stationär 300-600 — — 400 7
ii ) zirkulierend 150-300 — — 200 7

Kohlenstaub-Verbrennung
i ) Trockenabzug 700-1 700 600-1 100 800 < 600 6
ii ) Feuchtabzug 1 000-2 300 1 000-1 400 — < 1 000 6

> 300 MW Kohlenstaub-Verbrennung
i) Trockenabzug 700-1 700 600-1 100 — < 600 6
ii ) Feuchtabzug 1 000-2 300 1 000-1 400 — , < 1 000 6

Flüssige 10 MW (c) bis Verbrennung von
Brennstoffe 300 MW Destillatöl — — 300 — 3

Verbrennung von
Rückstandsöl 500-1 400 200-400 400 — 3

> 300 MW Verbrennung von
Rückstandsöl 500-1 400 200-400 — — 3

Gasförmige 10 MW (c) bis
Brennstoffe 300 MW ' 150-1 000 100-300 — < 300 3

> 300 MW 250-1 400 100-300 — < 300 3

( a ) Die Leistungsangaben beziehen sich auf MW (thermische) Eingangsleistungen durch Kraftstoff (geringerer Heizwert).
( b) Standortspezifische Faktoren und große Ungewißheit hinsichlich der Nachrüstung bestehender Anlagen erlauben hier nur Annäherungswerte .
(c) Bei kleinen Anlagen ( 10 MW-100 MW) besteht größere Unsicherheit hinsichdich der oben angegebenen Daten .

10. Die Rauchgasreinigung durch selektive katalytische Reduktion (SCR) ist eine weitere Maßnahme zur
Verringerung der NOx-Emissionen ; sie hat einen Wirkungsgrad von mindestens 80 % . In der Region der
Kommission werden bereits beträchtliche Betriebserfahrungen mit neuen und nachgerüsteten Anlagen
gesammelt , insbesondere bei Kraftwerken mit mehr als 300 MW (thermisch). Zusammen mit feuerungs­
technischen Maßnahmen können ohne weiteres Emissionswerte von 200 mg/m3 ( feste Brennstoffe , 6 %
02) und 150 mg/m3 ( flüssige Brennstoffe , 3 % 02) erreicht werden .

11 . Die selektive nicht katalytische Reduktion (SNCR), eine Rauchgasreinigung mit einer NOx-Verringerung
zwischen 20 und 60% , ist eine kostengünstigere Technologie für besondere Anwendungen (z.B.
Raffinerieöfen und Gasverbrennung bei Grundlast).

(') Über diese Verbrennungstechnologie liegen bisher nur begrenzte Betriebserfahrungen vor.
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Ortsfeste Gasturbinen und Verbrennungsmotoren (IC)

12. Die NOx-Emissionen aus ortsfesten Gasturbinen können entweder durch feuerungstechnische Maßnahmen
(Trockenverfahren) oder durch Einspritzen von Wasser oder Wasserdampf (Haßverfahren) verringert
werden. Beide Maßnahmen sind erprobt . Sie ermöglichen es , Emissionswerte von 150 mg/m3 (Gas, 15 %
02) und 300 mg/m3 (öl , 15 % 02) einzuhalten. Nachrüstung ist möglich.

13 . NOx-Emissionen aus ortsfesten Verbrennungsmotoren mit elektrischer Zündung lassen sich entweder
durch feuerungstechnische Maßnahmen (z. B. durch magere Verbrennung und Abgasrückführung) oder
durch Raüchgasreinigung (geregelter Drei-Wege-Katalysator , SCR) verringern . Inwieweit diese verschiede­
nen Verfahren technisch und wirtschaftlich durchführbar sind, hängt von der Größe und dem Typ des
betreffenden Motors (Zweitakt/Viertakt) und der Betriebsart ( konstante/veränderliche Last) ab. Eine
magere Verbrennung ermöglicht NOx-Emissionswerte von 800 mg/m3 (5 % O2), das SCR-Verfahren
verringert die NOx-Emissionen auf unter 400 mg/m3 (5 % 02), und der Drei-Wege-Katalysator senkt sie
sogar auf unter 200 mg/m3 (5 % 02).

Industrie-Öfen — Zementkalzinierung

14. In der Region der Kommission wird gegenwärtig untersucht , ob das Vorwärmeverfahren möglicherweise
dazu geeignet ist, die NOx-Konzentrationen im Rauchgas neuer und bestehender Zementbrennöfen auf
etwa 300 mg/m3 ( 10 % Ö2) zu senken .

Verfahren, bei denen keine Verbrennung stattfindet — Herstellung von Salpetersäure

15 . Die Herstellung von Salpetersäure bei hohem Druck ( > 8 bar) ermöglicht es, die NOx-Konzentrationen in
unverdünnten Abgasen unter 400 mg/m3 zu halten. Das gleiche Ergebnis läßt sich durch Mitteldruckab­
sorption in Verbindung mit einem SCR-Verfahren oder jedem beliebigen anderen ähnlich wirksamen
NOx-Reduktionsverfahren erzielen . Nachrüstung ist möglich.

II . TECHNOLOGIEN ZUR BEKÄMPFUNG DER NOx-EMISSIONEN AUS KRAFTFAHRZEUGEN

16 . Die in diesem Anhang behandelten Kraftfahrzeuge sind Straßenfahrzeuge , und zwar benzin- und
dieselbetriebene Personenkraftwagen sowie leichte und schwere Nutzfahrzeuge. Wo erforderlich , wird
Bezug genommen auf die jeweiligen Fahrzeugkategorien (Ml5 M2, M3 , Nj , N2, N3 ), die in der
ECE-Regelung Nr. 13 in Übereinstimmung mit dem Übereinkommen von 1958 über die Annahme
einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeu­
gen und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung festgelegt sind .

17 . Der Straßenverkehr ist eine der wesentlichen Quellen der anthropogenen NOx-Emissionen in vielen
Ländern der Kommission; der Anteil an den Gesamtemissionen der jeweiligen Länder beträgt zwischen 40
und 80 % . Benzinbetriebene Fahrzeuge verursachen normalerweise zwei Drittel sämtlicher im Straßenver­
kehr erzeugter NOx-Emissionen.

18 . In den Tabellen 3 und 6 sind die Technologien aufgeführt , die zur Bekämpfung der Stickstoffoxide aus
Kraftfahrzeugen zur Verfügung stehen. Der Einfachheit halber sind die Technologien nach den vorhande­
nen oder empfohlenen nationalen und internationalen Emissionsgrenzwerten , die unterschiedlich streng
sind, zusammengefaßt . Da sich die gegenwärtigen Testreihen nur mit dem Fahrverhalten in der Stadt
befassen , wurde bei den in der Tabelle enthaltenen Schätzungen der relativen NOx-Emissionen in den
Fällen eine schnellere Fahrweise berücksichtigt, in denen NOx-Emissionen besonders wichtig sein
können .

19 . Die in den Tabellen 3 und 6 aufgeführten zusätzlichen Produktionskosten für die verschiedenen
Technologien sind eher geschätzte Herstellungskosten als Einzelhandelspreise .

20 . Um zu gewährleisten , daß die durch Emissionsgrenzwerte angestrebte Verringerung in der Praxis auch
erreicht wird , müssen deren Einhaltung bei der Herstellung sowie die Werte der im Verkehr befindlichen
Fahrzeuge überwacht werden .

21 . Technologien, die die Verwendung von Katalysatoren einschließen oder sich auf deren Verwendung
stützen, erfordern unverbleiten Kraftstoff. Der unbeschränkte Verkehr der mit Katalysatoren ausgerüste­
ten Fahrzeuge hängt davon ab, daß unverbleiter Kraftstoff überall zur Verfügung steht.

Personenkraftwagen mit Benzin- und Dieselmotoren (Mt)

22 . In Tabelle 2 sind vier Emissionsgrenzwerte angegeben . In Tabelle 3 werden damit verschiedene
Technologien für Fahrzeuge mit Benzinmotor entsprechend ihrem Potential zur Verringerung der
NOx-Emissionen zusammengefaßt .
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Tabelle 2

Definition der Emissionsgrenzwerte

Norm Grenzwerte Anmerkungen

A ECE R. 15-04 HC + NOx: 19-28 g/Test Gegenwärtige ECE-Norm ( Regelung Nr. 15 einschließlich der
Änderungsreihe 04 gemäß dem in Absatz 16 erwähnten Überein­
kommen von 1958 ), auch angenommen durch die EWG (Richt­
linie 83 / 351 /EWG). ECE R. 15 Testreihe Stadtverkehr . Emis­
sionsgrenze schwankt je nach Fahrzeuggewicht .

B. „Luxemburg 1985" HC + NOx : Im Zeitraum 1988-1993 in der EWG einzuführende Grenzwerte,
1,4-2,0 1 : 8,0 g/Test wie auf der Sitzung des EG-Ministerrats in Luxemburg 1985
Dieser Grenzwert dient nur dazu , die erörtert und im Dezember 1987 endgültig beschlossen. ECE R.
Technologien zusammenzufassen 15 für Testreihe Stadtverkehr findet Anwendung. Dieser Grenz­
(< 1,4 1 : 15,0 g/Test wert für Motoren > 2 1 entspricht im allgemeinen dem
> 2,0 1 : 6,5 g/Test) US-Grenzwert von 1983 . Der Grenzwert für Motoren ist vorläu­

fig; der endgültige Grenzwert soll erarbeitet werden . Die Grenz­
werte für Motoren von 1,4-2,0 1 gelten für alle Dieselfahrzeuge
> 1,4 1 .

C. „Stockholm 1985" Grenzwerte für die nationale Gesetzgebung auf der Grundlage
des nach dem Treffen der Umweltminister aus 8 Ländern 1985
in Stockholm erstellten „master document". Vergleichbar mit
den US-Grenzwerten des Jahres 1987 und nachstehenden Prüf­
verfahren:

NOx: 0,62 g/ km US Federal Test Procedure ( 1975 ).
NOx: 0,76 g/km Highway Fuel Economy Test Procedure.

D. »Kalifornien 1989" NOx: 0,25 g/km Für Modelle ab Baujahr 1989 im Bundesstaat Kalifornien gelten­
de Grenzwerte. US Federal Test Procedure.

Tabelle 3

Technologien für Benzinmotoren, Emissionsverhalten, Kosten und Kraftstoffverbrauch für die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte

* - j . | Zusätzliche Produk
NOCre tionskosten (b ) Kraftstoff­

Norm Technologie . * ... . ( 1986 , verbrauchsindexVerringerung ( % ) Schweizer (a)
Franken)

A. Ausgangswert (herkömmlicher Fremdzündungsmotor mit Verga- — (c) — 100
ser)

B. a) Kraftstoffeinspritzung EGR + Sekundärlufteinblasung ( d ) 25 200 105
b) ungeregelter Drei-Wege-Katalysator ( + EGR) 55 150 103
c) Magermotor mit Oxydationskatalysator ( + EGR) (e) ' 60 200-600 90

C. geregelter Drei-Wege-Katalysator 90 300-600 95

D. geregelter Drei-Wege-Katalysator ( + EGR) 92 350-650 98

(a) Schätzungen der mittleren NOx-Verringerung und des Kraftstoffverbrauchs gelten für einen europäischen Kraftwagen mittleren Gewichts bei durchschnittli­
chen europäischen Verkehrsbedingungen .

(b) Zusätzliche Produktionskosten könnten besser als Prozentsatz der Gesamtkosten für einen Kraftwagen angegeben werden . Da die Kostenschätzungen jedoch
primär einen relativen Vergleich bieten sollen , blieb die Formulierung aus den ursprünglichen Dokumenten erhalten .

(c) Mittlerer NOx-Emissionsfaktor = 2,6 g/ km.
(d) „EGR* bedeutet Abgasrückführung.
(e) Beruht ausschließlich auf Daten für Testmotoren . Es werden praktisch keine Fahrzeuge mit Magermotoren hergestellt .
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23 . Die Emissionsnormen A , B , C, und D umfassen Emissionsgrenzwerte sowohl für Kohlenwasserstoff (HC )
und Kohlenmonoxid (CO) als auch für NOx. Die geschätzten Emissionsverringerungen für diese
verunreinigenden Stoffe , bezogen auf die Werte der ECE R. 15-04, stehen in Tabelle 4.

Tabelle 4

Geschätzte Verringerungen der HC- und CO-Emissionen von Personenkraft­
wagen mit Benzinmotoren bei Einsatz unterschiedlicher Technologien

. . HO-Verringerung CO-Verringerung
Wonn (in % ) (in % )

B. a) 30 — 40 50
b) 50 — 60 40 — 50
c) 70 — 90 70 — 90

C. 90 90

D. 90 90

24 . Die heutigen Dieselfahrzeuge können die Anforderungen der Normen A, B und C hinsichtlich der
NOx-Emissionen erfüllen . Strenge Anforderungen an die Partikelemissionen und die strikten NOx-Grenz­
werte der Norm D haben zur Folge, daß Personenkraftwagen mit Dieselmotoren noch weiter entwickelt
werden müssen , wahrscheinlich unter Einbeziehung der elektronischen Regelung der Kraftstoffpumpe ,
fortschritdicher Einspritzsysteme, Abgasrückführung und Partikelabscheider . Bisher gibt es lediglich
Versuchsfahrzeuge auf diesem Gebiet ( siehe auch Tabelle 6 , Fußnote ( a )).

Andere leichte Nutzfahrzeuge (Nt )

25 . Die Bekämpfungsverfahren für Personenkraftwagen finden Anwendung, aber die NOx-Verringerung sowie
Kosten und kommerzielle Einführungszeiten können unterschiedlich sein .

Schwere Nutzfahrzeuge mit Benzinmotor (M2» M3, N2, N3)

26 . Diese Fahrzeugklasse ist in Westeuropa ohne Bedeutung und in Osteuropa rückläufig. Das Niveau der
NOx-Emissionen nach US-1990 und US-1991 (siehe Tabelle 5 ) könnte mit relativ geringen Kosten und
ohne nennenswerten technischen Aufwand erreicht werden .

Schwere Nutzfahrzeuge mit Dieselmotor (M2, M3, N2, N3)

27 . In Tabelle 5 werden drei Emissionsnormen angegeben. In Tabelle 6 werden danach Technologien für
Motoren von dieselbetriebenen schweren Nutzfahrzeugen entsprechend ihrem Potential zur Verringerung
der NOx-Emissionen zusammengestellt . Die grundlegende Motorstruktur ist im Wandel, wobei der Trend
vom Motor ohne Aufladung zum Turbolader geht. Dieser Trend wirkt sich auch auf einen wirtschaftliche­
ren Kraftstoffverbrauch aus. Aus diesem Grund sind an dieser Stelle keine vergleichenden Schätzungen des
Kraftstoffverbrauchs angegeben .



Nr. L 149/26 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 21 . 6 . 93

Tabelle 5

Definition der Emissionsgrenzwerte

.. NO_-Grenzwerte . .
Norm (tag/kWh) Anmerkungen

I. ECE R. 49 18 Test von 13 Betriebs­
zuständen

II . US-1990 8,0 Transienttest

III . US-1991 6,7 Transienttest

Tabelle 6

Technologien für schwere Nutzfahrzeuge mit Dieselmotoren, Emissionsverhalten und Kosten für die
Einhaltung der Emissionsgrenzwerte (a)

Geschätzte NOx- Zusätzliche
Nonn Technologie Verringerung Produktionskosten

(in % ) (1984, in US-Dollar)

I. Herkömmlicher Dieselmotor mit direkter Ein- — —
spritzung

II. (b) Turbolader + Nachkühlung + Einspritzverzö- 40 115
gerung (Änderung von Brennkammer und Aus- (davon 69 für
puff) NOx-Norm) (c)
(Selbstansaugende Motoren können die Norm
wahrscheinlich nicht einhalten .)

III . (b) Weitergehende Verfeinerung der unter II aufge- 50 404
führten Technologien einschließlich variabler (davon 68 für
Einspritz-Einstellung und Einsatz von Elektro- NOx-Norm) (c)
nik

(a) Eine Verschlechterung der Qualität des Dieseltreibstoffs würde die Emission nachteilig beeinflussen und könnte sich auf den
Kraftstoffverbrauch sowohl der schweren als auch der leichten Nutzfahrzeuge auswirken .

(b) Es ist immer noch erforderlich, auf breiter Basis die Verfügbarkeit neuer Bauteile zu prüfen .
(c) Die Differenz erklärt sich aus der Bekämpfung der Partikelemissionen und anderen Überlegungen.
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